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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. SAHLING als Einzelrichterin Uber die Beschwerde von 1.)
XXXX , geb. XXXX , sowie 2.) XXXX , geb. XXXX und 3.) XXXX , geb. XXXX , 4.) XXXX , geb. am XXXX alle StA. Russische
Foderation, gegen die Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 25.05.2020, zu den Zlen.: 1.)
820919202-200383476, 2.) 820919409-200384383, 3.) 820919507-200384413, 4.) 820919605-200384430, zu Recht
erkannt:

A) Die Beschwerden werden als unbegrindet abgewiesen.
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B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

Die Erstbeschwerdeflhrerin ist die Mutter der minderjahrigen Zweit- bis Viertbeschwerdefiihrerin, die gemeinsam
illegal nach Osterreich einreisten und am 21.07.2012 Antrage auf internationalen Schutz stellten.

Mit Bescheiden des Bundesasylamtes vom 30.04.2013 wurden die Antrége der Beschwerdeflhrer auf internationalen
Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1 iVm§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005
abgewiesen (Spruchpunkte I.) und den Beschwerdefiihrern gemal3 § 8 Abs. 1 AsylG 2005 der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkte Il.) und eine befristete Aufenthaltsberechtigung gemall § 8 Absatz 4
AsylG bis zum 30.04.2014 erteilt (Spruchpunkte II1.).

Dabei ging die Behorde zwar aufgrund der vorhandenen familiaren Anknupfungspunkte, aufgrund der Feststellungen
zur gewahrleisteten Grundversorgung in der Russischen Foderation und des Umstandes, dass der
Erstbeschwerdeflihrerin in der Heimat Arbeitslosengeld bzw. eine Witwenpension und Kindergeld zugesprochen
werden koénne, davon aus, dass sie im Falle einer Ruckkehr in ihr Heimatland nicht in eine die Existenz bedrohende
Notlage gelangen wirden. Im Falle der Erstbeschwerdeflihrerin wurde jedoch aufgrund ihres Gesundheitszustandes
bzw. der diesbezlglichen Behandlungsbedurftigkeit von einer realen Gefahr einer solchen Bedrohung ausgegangen.
Abgesehen von ihrer psychischen Erkrankung, die in Tschetschenien behandelt werden kénnte, leide sie auch an einer
chron. HIV-Infektion und an einer chronischen, multiresistenten atypischen Tuberkuloseerkrankung. Deswegen
bendtige sie eine komplexe medikamentdse Versorgung, ua. eine ungewdhnliche tuberkulostatische Therapie. Diese
Therapie musse in Verbindung mit den entsprechenden facharztlichen Kontrollen noch tber zumindest 20 Monate
und ggf. auch nach Uberstellung in ihr Herkunftsland fortgesetzt werden. Da jedoch bei ihrer Ruckkehr nach
Tschetschenien nicht ausgeschlossen werden kénne, dass sie die fur ihre Erkrankung notwendigen Medikamente nicht
bzw. erst nach einer zeitlichen Verzégerung erhalten werde, liege ein Abschiebehindernis vor. Den minderjahrigen
Zweit- bis Viertbeschwerdefihrern wurden gemdR8 34 AsylG der gleiche Schutz wie deren Mutter, der
Erstbeschwerdeflhrerin, zuerkannt.

Gegen die Spruchpunkte I. der oben angefuhrten Bescheides erhoben die Beschwerdefihrer fristgerecht Beschwerde
an den Asylgerichtshof. Mit am 01.10.2013 in Rechtskraft erwachsenen Erkenntnissen des Asylgerichtshofes wurden
die Beschwerden gegen die Spruchpunkte |. der Bescheide des Bundesasylamtes gemaR § 3 AsylG 2005 als
unbegrindet abgewiesen.

Mit Bescheiden des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 12.04.2018 wurden die befristeten
Aufenthaltsberechtigung zuletzt bis zum 30.04.2020 verlangert.

Am 05.06.2020 wurden die verspateten Antrage auf Verldangerung der Aufenthaltsberechtigung flr subsidiar
Schutzberechtigte gemaR § 8 Abs. 4 AsylG eingebracht.

Am 06.05.2020 wurde ein Aberkennungsverfahren aufgrund geanderter Verhdltnisse im Herkunftsstaat eingeleitet und
den Beschwerdefuhrern gleichzeitig ein Parteiengehdér zur Stellungnahme Ubermittelt, wobei weder eine
Stellungnahme noch aktuelle Befunde in Vorlage gebracht wurden.

Mit im Familienverfahren ergangenen Bescheiden des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 25.06.2020
wurde den Beschwerdefuhrern der mit Bescheiden vom 30.04.2013 zuerkannte Status des subsidiar
Schutzberechtigten gemaR § 9 Abs. 1 AsylG 2005 von Amts wegen aberkannt (Spruchpunkte I.) und die erteilten
befristeten Aufenthaltsberechtigungen als subsididr Schutzberechtigter gema3§ 9 Abs. 4 AsylG entzogen
(Spruchpunkte Il). Ein Aufenthaltstitel aus berucksichtigungswurdigen Grinden wurde gemal3 8 57 AsylG nicht erteilt
(Spruchpunkte Ill). GemaR § 9 Absatz 2 AsylG iVm8 52 Absatz 9 FPG die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung der Beschwerdeflhrer aus dem &sterreichischen Bundesgebiet fur unzulassig erklart (Spruchpunkte IV.).
Gemal § 52 FPG iVm § 9 Abs. 2 und 3 BFA-VG wurde die Erlassung der Ruckkehrentscheidung auf Dauer unzuldssig
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erklart und den Beschwerdefuhrern gemaR § 58 Absatz 2 und 3 AsylG iVm § 55 AsylG eine Aufenthaltsberechtigung
gemalR § 55 Absatz 2 AsylG erteilt (Spruchpunkte V.). Die Antrédge der Beschwerdeflhrer auf Verlangerung der
befristeten Aufenthaltsberechtigung vom 05.06.2020 wurden gemal § 8 Abs. 4 AsylG abgewiesen (Spruchpunkte VI.)

Zu den Grunden fur die Aberkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten und der Situation im Fall der
Rackkehr der Beschwerdefihrer folgerte die Behdrde, dass nicht habe festgestellt werden kénnen, dass die damaligen
Voraussetzungen flur die Zuerkennung des Status der subsidiar Schutzberechtigten nicht mehr vorliegen wirde, zumal
der Erstbeschwerdefuhrerin mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 30.04.2013 der subsididre Schutz aufgrund ihres
damaligen Gesundheitszustandes zuerkannt worden sei. Die Erstbeschwerdeflhrerin habe keine Stellungnahme
abgegeben und keine aktuellen Befunde vorgelegt. Fest stehe, dass die von Seiten der Erstbeschwerdeflihrerin im Jahr
2013 angegeben Krankheiten im Heimatland behandelbar sei. Es konne nicht festgestellt werden, dass die
Beschwerdefiihrer in ihrem Herkunftsstaat einem realen Risiko unterworfen waren, einer Art. 2 oder 3 EMRK
widersprechenden Gefahr ausgesetzt sei oder einer dem 6. oder 13. Zusatzprotokoll zur EMRK widerstreitenden
Behandlung unterworfen werde. Weiters stehe fest, dass die Erstbeschwerdeflihrerin sich in ihrem Heimatland
niederlassen und selbststandig einer Beschaftigung nachgehen kénnte, um so ihren Lebensunterhalt fur sich und ihre
minderjahrigen Kinder zu erwirtschaften. Eine wesentliche, dauerhafte und fir die Beschwerdefihrer relevante
Anderung der damaligen Umsténde in ihrem Heimatland liege vor. Daher sei der Schutz durch die Republik Osterreich
nicht mehr erforderlich. Zum Privat- und Familienleben und dem Aufenthalt in Osterreich stellte die Behérde fest, dass
die Erstbeschwerdeflhrerin seit 21.07.2012 gemeinsam mit ihren drei minderjahrigen Kindern, die Zweit- bis
Viertbeschwerdeflihrer, im gemeinsamen Haushalt lebe.

Mit Schreiben vom 16.07.2020 wurde durch den gewillkirten Vertreter der Beschwerdeflhrer Beschwerde im Rahmen
des Familienverfahrens erhoben. In dieser wurden die erstinstanzlichen Bescheide unter ndherer Begrindung wegen
unrichtiger rechtlicher Beurteilung aufgrund Feststellungs- und Begriindungsmangeln hinsichtlich der Spruchpunkt 1.
bis IV. sowie Spruchpunkt VI. angefochten. Dabei wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass sich die Lage im
Herkunftsland der Beschwerdefilihrer seit der Gewahrung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht wesentlich
verandert habe, wobei insbesondere auf die MaRgeblichkeit der medizinischen Versorgung hingewiesen wurde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Beweis wurde erhoben durch den Inhalt der vorliegenden Verwaltungsakte der Beschwerdefiihrer, beinhaltend die
niederschriftlichen Einvernahmen vor dem BFA, die gemeinsamen Beschwerden sowie durch Einsichtnahme in das
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation zur Russischen Foderation.

1. Feststellungen:
Zur Person der Beschwerdefihrer:

Die Beschwerdeflihrer sind Staatsangehdrige der Russischen Foderation, welche der tschetschenischen Volksgruppe
angehoren und sich zum moslemischen Glauben bekennen. Die Erstbeschwerdefihrerin ist Mutter und gesetzliche
Vertreterin der minderjahrigen Zweit- bis Viertbeschwerdefuhrer.

Die Beschwerdeflhrer reisten illegal ins Bundesgebiet ein und stellten am 21.07.2012 Antrage auf internationalen
Schutz. Den Beschwerdefiihrern wurden mit Bescheiden des Bundesasylamtes vom 30.04.2013 der Status eines
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt. Dazu wurde im Wesentlichen festgestellt, dass im Falle einer Rickkehr nach
Tschetschenien nicht ausgeschlossen werden kdnne, dass die Erstbeschwerdefihrerin die notwendigen Medikamente
far ihre Erkrankung nicht bzw. erst nach einer zeitlichen Verzogerung erhalten werde. Den minderjahrigen Zweit- bis
Viertbeschwerdeflhrern wurde im Rahmen des Familienverfahrens der gleiche Schutz wie deren Mutter zuerkannt.

Die gegen die abweisenden Bescheide eingebrachten Beschwerden gegen die Spruchpunkte I. wurden mit
Erkenntnissen des Asylgerichtshofes hinsichtlich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten abgewiesen. Diese
Entscheidungen erwuchsen am 01.10.2013 in Rechtskraft.

Die Beschwerdefiihrer leiden im Entscheidungszeitpunkt an keinen schwerwiegenden Erkrankungen. Es wurden keine
Befunde in Vorlage gebracht noch die derzeitige Notwendigkeit von Medikamenten ins Treffen gefuhrt.

Die BeschwerdefUhrer beziehen keine Leistungen im Rahmen der Grundversorgung.

Im Ubrigen wird der unter Punkt . wiedergegebene Verfahrensgang der Entscheidung zugrundgelegt.
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Die Zuerkennung des Status der subsidiar Schutzberechtigten an die minderjahrigen Zweitbeschwerdefihrer bis
Viertbeschwerdefthrerin erfolgte abgeleitet vom Status ihrer Mutter nach den Bestimmungen Uber das

Familienverfahren.

Die befristete Aufenthaltsberechtigung der Beschwerdefihrer als subsidiar Schutzberechtigte wurde in den folgenden
Jahren regelmallig gemal3 8 8 Abs. 4 AsylG 2005 verlangert, dies zuletzt mit Bescheiden des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl vom 12.04.2018 fiir den Zeitraum bis zum 30.04.2020. Am 05.06.2020 beantragten die
Beschwerdefihrer abermals die Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigungen als subsidiar
Schutzberechtigte.

Nicht festgestellt werden kann, dass die Beschwerdefuhrer im Fall ihrer Zurlckweisung, Zurickschiebung oder
Abschiebung nach Tschetschenien respektive in die Russische Féderation in ihrem Recht auf Leben gefahrdet, der
Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen oder von der Todesstrafe
bedroht wadren. Die Beschwerdefuhrer liefen dort nicht (mehr) Gefahr, grundlegende und notwendige
Lebensbediirfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu kénnen und in eine ausweglose bzw.

existenzbedrohende Situation zu geraten.

Die unbescholtenen Beschwerdefiihrer leben im gemeinsamen Haushalt. Sie sind seit Juli 2012 in Osterreich aufhéltig
und konnten glaubhaft darlegen, dass ihr Lebensmittelpunkt nunmehr in Osterreich liegt. Es kann jeweils nicht erkannt
werden, dass die Beschwerdefiihrer die Dauer ihres mittlerweile mehr als achtjahrigen, rechtmaRigen Aufenthalts im
Bundesgebiet Uberhaupt nicht zur Integration genutzt hatten oder durch einen weiteren Aufenthalt eine Gefahrdung
der offentlichen Ordnung und Sicherheit entstehen wirde.

Zur Situation im Herkunftsland wird von den zutreffenden, im Folgenden wiedergegebenen Feststellungen des
Bundesamtes im angefochtenen Bescheid ausgegangen. Die Situation im Herkunftsland hat sich seit dem Zeitpunkt
der angefochtenen Entscheidung in den gegenstandlich relevanten Punkten nicht entscheidungswesentlich verandert,
sodass ein neuerlicher Vorhalt im Beschwerdeverfahren unterbleiben konnte.

Zur Lage in lhrem Herkunftsstaat:
1.  Politische Lage

Die Russische Foderation hat ca. 143 Millionen Einwohner (CIA 29.7.2019, vgl. GIZ 8.2019¢). Russland ist eine
Prasidialdemokratie mit foderativem Staatsaufbau. Der Prasident verflgt Uber weit reichende exekutive Vollmachten,
insbesondere in der Aulen- und Sicherheitspolitik (GIZ 8.2019a, vgl. EASO 3.2017). Er ernennt auf Vorschlag der
Staatsduma den Vorsitzenden der Regierung, die stellvertretenden Vorsitzenden und die Minister und entlasst sie (GIZ
8.2019a). Wladimir Putin ist im Marz 2018 bei der Prasidentschaftswahl mit 76,7% im Amt bestatigt worden
(Standard.at 19.3.2018, vgl. FH 4.2.2019). Die Wahlbeteiligung lag der Nachrichtenagentur TASS zufolge bei knapp 67%
und erflllte damit nicht ganz die Erwartungen der Prasidialadministration (Standard.at 19.3.2018). Putins wohl
starkster Widersacher Alexej Nawalny durfte nicht bei der Wahl kandidieren. Er war zuvor in einem von vielen als
politisch motivierten Prozess verurteilt worden und rief daraufhin zum Boykott der Abstimmung auf, um die
Wahlbeteiligung zu drlcken (Presse.at 19.3.2018, vgl. FH 4.2.2019). Oppositionelle Politiker und die
Wahlbeobachtergruppe Golos hatten mehr als 2.400 Verst6Re gezahlt, darunter mehrfach abgegebene Stimmen und
die Behinderung von Wahlbeobachtern. Wahler waren demnach auch massiv unter Druck gesetzt worden, um an der
Wahl teilzunehmen. Auch die Wahlkommission wies auf mutmaliliche Manipulationen hin (Tagesschau.de 19.3.2018,
FH 1.2018). Putin kann dem Ergebnis zufolge nach 18 Jahren an der Staatsspitze weitere sechs Jahre das Land fuhren.
Gemald der Verfassung darf er nach dem Ende seiner sechsjahrigen Amtszeit nicht erneut antreten, da es eine
Beschrankung auf zwei aufeinander folgende Amtszeiten gibt (Tagesschau.de 19.3.2018, vgl. OSCE/ODIHR 18.3.2018).

Die Verfassung wurde per Referendum am 12.12.1993 mit 58,4% der Stimmen angenommen. Sie garantiert die
Menschen- und Burgerrechte. Das Prinzip der Gewaltenteilung ist zwar in der Verfassung verankert, jedoch verflgt der
Prasident tber eine Machtfllle, die ihn weitgehend unabhdngig regieren lasst. Er ist Oberbefehlshaber der Streitkrafte,
tragt die Verantwortung fir die Innen- und AuBenpolitik und kann die Gesetzentwrfe des Parlaments blockieren. Die
Regierung ist dem Prasidenten untergeordnet, der den Premierminister mit Zustimmung der Staatsduma ernennt. Das
Zweikammerparlament, bestehend aus Staatsduma und Fdderationsrat, ist in seinem Einfluss stark beschrankt. Der
Foderationsrat ist als ,obere Parlamentskammer” das Verfassungsorgan, das die Foderationssubjekte auf foderaler
Ebene vertritt. Er besteht aus 178 Abgeordneten: Jedes Foderationssubjekt entsendet je einen Vertreter aus Exekutive
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und Legislative in den Foderationsrat. Die Staatsduma mit 450 Sitzen wird fur vier Jahre nach dem Verhaltniswahlrecht
auf der Basis von Parteilisten gewahlt. Es gibt eine Sieben-Prozent-Klausel. Wichtige Parteien sind: die Regierungspartei
Einiges Russland (Jedinaja Rossija) mit 1,9 Millionen Mitgliedern und Gerechtes Russland (Spravedlivaja Rossija) mit
400.000 Mitgliedern; die Kommunistische Partei der Russischen Foderation (KPRF) mit 150.000 Mitgliedern , die die
Nachfolgepartei der friheren KP ist; die Liberaldemokratische Partei (LDPR) mit 185.000 Mitgliedern, die populistisch
und nationalistisch ausgerichtet ist; die Wachstumspartei (Partija Rosta), die sich zum Neoliberalismus bekennt;
Jabloko, eine demokratisch-liberale Partei mit 55.000 Mitgliedern; die Patrioten Russlands (Patrioty Rossii),
linkszentristisch, mit 85.000 Mitgliedern; die Partei der Volksfreiheit (PARNAS) und die demokratisch-liberale Partei mit
58.000 Mitgliedern (GIZ 5.2019a). Die Zusammensetzung der Staatsduma nach Parteimitgliedschaft gliedert sich wie
folgt: Einiges Russland (339 Sitze), Kommunistische Partei Russlands (42 Sitze), Liberaldemokratische Partei Russlands
(40 Sitze), Gerechtes Russland (23 Sitze), Vaterland-Partei (1 Sitz), Burgerplattform (1 Sitz) (AA 14.2.2019b). Die
sogenannte Systemopposition stellt die etablierten Machtverhaltnisse nicht in Frage und Ubt nur moderate Kritik am
Kreml (SWP 11.2018). Die Nicht-Systemopposition unterstitzt zwar die parlamentarische Demokratie als
Organisationsform der Politik, nimmt aber nicht an Wahlen teil, da ihnen die Teilnahme wegen der restriktiven Regeln
oder vermeintlicher Formalfehler versagt wird (Dekoder 24.5.2016).

Russland ist eine Foderation, die aus 85 Foderationssubjekten (einschlie3lich der international umstrittenen Annexion
der Republik Krim und der Stadt féderalen Ranges Sewastopol) mit unterschiedlichem Autonomiegrad besteht. Die
Foderationssubjekte (Republiken, Autonome Gebiete, Autonome Kreise, Gebiete, Regionen und Foderale Stadte)
verfligen Uber jeweils eine eigene Legislative und Exekutive (GIZ 8.2019a, vgl. AA 14.2.2019b). Die Gouverneure der
Foderationssubjekte werden auf Vorschlag der jeweils starksten Fraktion der regionalen Parlamente vom
Staatsprasidenten ernannt. Dabei wahlt der Prasident aus einer Liste dreier vorgeschlagener Kandidaten den
Gouverneur aus (GIZ 8.2019a).

Es wurden acht Foderationskreise (Nordwestrussland, Zentralrussland, Sudrussland, Nordkaukasus, Wolga, Ural,
Sibirien, Ferner Osten) geschaffen, denen jeweils ein Bevollméachtigter des Prasidenten vorsteht. Der Staatsrat der
Gouverneure tagt unter Leitung des Prasidenten und gibt der Exekutive Empfehlungen zu aktuellen politischen Fragen
und zu Gesetzesprojekten. Nach der Eingliederung der Republik Krim und der Stadt Sewastopol in die Russische
Foderation wurde am 21.3.2014 der neunte Foderationskreis Krim gegrindet. Die konsequente Rezentralisierung der
Staatsverwaltung fihrt seit 2000 zu politischer und wirtschaftlicher Abhangigkeit der Regionen vom Zentrum. Diese
Tendenzen wurden bei der Abschaffung der Direktwahl der Gouverneure in den Regionen und der erneuten
Unterordnung der regionalen und kommunalen Machtorgane unter das foderale Zentrum (,exekutive Machtvertikale")
deutlich (GIZ 8.2019a).

Bei den Regionalwahlen am 8.9.2019 in Russland hat die Regierungspartei Einiges Russland laut Angaben der
Wahlleitung in den meisten Regionen ihre Mehrheit verteidigt. Im umkampften Moskauer Stadtrat verlor sie allerdings
viele Mandate (Zeit Online 9.9.2019). Hier stellt die Partei kiinftig nur noch 25 von 45 Vertretern, zuvor waren es 38. Die
Kommunisten, die bisher fUnf Stadtrate stellten, bekommen 13 Sitze. Die liberale Jabloko-Partei bekommt vier und die
linksgerichtete Partei Gerechtes Russland drei Sitze (ORF 18.9.2019). Die beiden letzten waren bisher nicht im
Moskauer Stadtrat vertreten. Zuvor sind zahlreiche Oppositionskandidaten von der Wahl ausgeschlossen worden, was
zu Protesten gefuhrt hat (Zeit Online 9.9.2019), bei denen mehr als 1000 Demonstranten festgenommen wurden
(Kleine Zeitung 28.7.2019). Viele von den Oppositionskandidaten haben zu einer "smarten Abstimmung" aufgerufen.
Die Burgerinnen sollten alles wahlen - nur nicht die Kandidaten der Regierungspartei. Bei den fir die russische
Regierung besonders wichtigen Gouverneurswahlen gewannen die Kandidaten der Regierungspartei Uberall.
Umfragen hatten der Partei wegen der Unzufriedenheit Uber die wirtschaftliche Lage im Land teils massive Verluste
vorhergesagt (Zeit Online 9.9.2019).

1.1. Tschetschenien

Die Tschetschenische Republik ist eine der 22 Republiken der Russischen Foderation. Die Flache betragt 15.647 km2
(Rudisser 11.2012) und laut offizieller Bevolkerungsstatistik der Russischen Foderation zum 1.1.2019 belduft sich die
Einwohnerzahl Tschetscheniens auf 1,4 Millionen (GKS 24.1.2019), wobei die offiziellen Angaben von unabhdngigen
Medien infrage gestellt werden. Laut Aussagen des Republiksoberhauptes Ramzan Kadyrow sollen rund 600.000
Tschetschenen auRerhalb der Region leben - eine Halfte davon in der Russischen Foderation, die andere Halfte im
Ausland. Experten zufolge hat die Halfte Tschetschenien wahrend der Kriege nach dem Zerfall der Sowjetunion



verlassen, bei der anderen Halfte handelt es sich um Siedlungsgebiete aulRerhalb Tschetscheniens. Diese entstanden
bereits vor Uber einem Jahrhundert , teilweise durch Migration aus dem Russischen in das Osmanische Reich, und
zwar Uber Anatolien bis in den arabischen Raum. Was die Anzahl von Tschetschenen in anderen russischen
Landesteilen anbelangt, ist es aufgrund der &ffentlichen Datenlage schwierig, verlassliche Aussagen zu treffen (OB
Moskau 12.2018). In Bezug auf Flache und Einwohnerzahl ist Tschetschenien mit der Steiermark vergleichbar. Etwa die
Halfte des tschetschenischen Territoriums besteht aus Ebenen im Norden und Zentrum der Republik. Heutzutage ist
die Republik eine nahezu monoethnische: 95,3% der Bewohner Tschetscheniens gaben [bei der letzten Volkszahlung]
2010 an, ethnische Tschetschenen zu sein (Rudisser 11.2012).

In Tschetschenien gilt Ramzan Kadyrow als Garant Moskaus fur Stabilitat. Mit Duldung der russischen Staatsfuhrung
hat er in der Republik ein autoritares Herrschaftssystem geschaffen, das vollkommen auf seine eigene Person
ausgerichtet ist und weitgehend auRerhalb des féderalen Rechtsrahmens funktioniert (OB Moskau 12.2018, vgl. AA
13.2.2019). Fraglich bleibt auch die féderale Kontrolle UGber die tschetschenischen Sicherheitskrafte, deren faktische
Loyalitat vorrangig dem Oberhaupt der Republik gilt. Im Juni 2016 beschloss das tschetschenische Parlament die
vorzeitige Selbstauflosung, um vorgezogene Neuwahlen parallel zu den Wahlen zum Oberhaupt der Republik
durchzufuhren. Bei den Wahlen vom 18.9.2016 lag die Wahlbeteiligung in Tschetschenien weit tiber dem landesweiten
Durchschnitt. Kadyrow wurde laut offiziellen Angaben bei hoher Wahlbeteiligung mit Uberwaltigender Mehrheit fur
eine weitere Amtszeit von funf Jahren gewahlt. Unabhdngige Medien berichteten Uber Unregelmalligen bei den
Wahlen. Auch im Vorfeld der Wahlen hatte Human Rights Watch Uber massive Druckaustbung auf Kritiker des
derzeitigen Machthabers berichtet. Das tschetschenische Oberhaupt bekundet immer wieder seine absolute Loyalitat
gegenlber dem Kreml. Gegen vermeintliche Extremisten und deren Angehdrige, aber auch gegen politische Gegner,
wird rigoros vorgegangen (OB Moskau 12.2018, vgl. AA 13.2.2019). Um die Kontrolle iiber die Republik zu behalten,
wendet Kadyrow unterschiedliche Formen der Gewalt an, wie z.B. Entfihrungen, Folter und auBergerichtliche
Totungen (FH 4.2.2019, vgl. AA 13.2.2019).

Wahrend der mittlerweile Uber zehn Jahre dauernden Herrschaft des amtierenden Republikfihrers Ramzan Kadyrow
gestaltete sich Tschetscheniens Verhaltnis zur Russischen Foderation ambivalent. Einerseits ist Kadyrow bemtht, die
Zugehorigkeit der Republik zu Russland mit Nachdruck zu bekunden, tschetschenischen Nationalismus mit russischem
Patriotismus zu verbinden, Russlands Prasidenten in der tschetschenischen Hauptstadt Grozny als Staatsikone
auszustellen und sich als ,Fullsoldat Putins” zu prasentieren. Andererseits hat er das Fdderationssubjekt
Tschetschenien so weit in einen Privatstaat verwandelt, dass in der Umgebung des russischen Prasidenten die Frage
gestellt wird, inwieweit sich die von Wladimir Putin ausgebaute ,foderale Machtvertikale” dorthin erstreckt. Zu
Kadyrows Eigenmachtigkeit gehort auch eine AuBenpolitik, die sich vor allem an den Mittleren Osten und die gesamte
islamische Welt richtet. Kein anderer regionaler Fihrer beansprucht eine vergleichbare, Uber sein eigenes
Verwaltungsgebiet und die Grenzen Russlands hinausreichende Rolle. Kadyrow inszeniert Tschetschenien als Anwalt
eines russlandischen Vielvolker-Zusammenhalts, ist aber langst zum ,inneren Ausland” Russlands geworden.
Deutlichster Ausdruck dieser Entwicklung ist ein eigener Rechtszustand, in dem islamische und gewohnheitsrechtliche
Regelungssysteme sowie die Willkir des Republikfuhrers in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands geraten (SWP
3.2018).

1.2. Dagestan

Dagestan ist mit ungefahr drei Millionen Einwohnern die grof3te kaukasische Teilrepublik und wegen seiner Lage am
Kaspischen Meer fir Russland strategisch wichtig. Dagestan ist das ethnisch vielfaltigste Gebiet des Kaukasus (ACCORD
19.6.2019, vgl. IOM 6.2014). Dagestan ist hinsichtlich persénlicher Freiheiten besser gestellt als Tschetschenien, bleibt
allerdings eine der drmsten Regionen Russlands, in der die Sicherheitslage zwar angespannt ist, sich in jingerer Zeit
aber verbessert hat (AA 13.2.2019). Grinde fir den Ruckgang der Gewalt sind die konsequente Politik der Repression
radikaler Elemente und das rigide Vorgehen der Sicherheitskrafte, aber auch die Abwanderung islamistischer Kdmpfer
in die Kampfgebiete in Syrien und in den Irak (OB Moskau 12.2018).

Was das politische Klima betrifft, gilt die Republik Dagestan im Vergleich zu Tschetschenien noch als relativ liberal. Die
Zivilgesellschaft ist hier starker vertreten als in Tschetschenien (SWP 4.2015) und wird nicht ganz so ausgepragt
kontrolliert wie in Tschetschenien (AA 13.2.2019). Ebenso existiert - anders als in der Nachbarrepublik - zumindest
eine begrenzte Pressefreiheit. Die ethnische Diversitat stutzt ein gewisses Mal3 an politischem Pluralismus und steht



autokratischen Herrschaftsverhaltnissen entgegen (SWP 4.2015). Die Bewohner Dagestans sind hinsichtlich
personlicher Freiheit besser gestellt, und auch die Menschenrechtslage ist grundsatzlich besser als im benachbarten
Tschetschenien (AA 13.2.2019), obwohl auch in Dagestan mit der Bekampfung des islamistischen Untergrunds
zahlreiche Menschenrechtsverletzungen durch lokale und foderale Sicherheitsbehérden einhergehen (AA 13.2.2019,
vgl. SWP 4.2015). Im Herbst 2017 setzte Prasident Putin ein neues Republiksoberhaupt ein. Mit dem
Fraktionsvorsitzenden der Staatspartei Einiges Russland in der Staatsduma und ehemaligen hohen Polizeifunktionar
Wladimir Wassiljew wurde das zuvor behutsam gepflegte Gleichgewicht der Ethnien ausgehebelt. Der Kreml hatte
langer schon damit begonnen, ortsfremde Funktiondre in die Regionen zu entsenden. Im Nordkaukasus hatte er
davon Abstand genommen. Wassiljew ist ein altgedienter Funktionar und einer, der durch den Zugriff Moskaus auf
Dagestan - und nicht in Abgrenzung von der Zentralmacht - Ordnung, Sicherheit und wirtschaftliche Prosperitat
herstellen soll. Er gilt als Gegenmodell zu Kadyrows ungestimer Selbstherrlichkeit. Mit Wassiljew tritt jemand mit
wirklich direktem Draht zur Zentralmacht im Nordkaukasus auf. Das kénnte ihn, zumindest fir einige Zeit, zum starken
Mann in der ganzen Region machen (NZZ 12.2.2018).

Anfang 2018 wurden in der Hauptstadt Dagestans, Machatschkala, der damalige Regierungschef [Abdussamad
Gamidow], zwei seiner Stellvertreter und ein kurz vorher abgesetzter Minister von foderalen Kraften verhaftet und
nach Moskau gebracht. Ihnen wird vorgeworfen, sie hatten eine organisierte kriminelle Gruppierung gebildet, um die
wirtschaftlich abgeschlagene und am starksten von allen russischen Regionen am Tropf des Zentralstaats hangende
Nordkaukasus-Republik auszubeuten. Kurz vorher waren bereits der Burgermeister von Machatschkala und der
Stadtarchitekt festgenommen worden (NZZ 12.2.2018, vgl. Standard.at 5.2.2018).

1.3. Sicherheitslage

Wie verschiedene Anschldge mit zahlreichen Todesopfern in den letzten Jahren gezeigt haben, kann es in Russland,
auch auflerhalb der Kaukasus-Region, zu Anschlagen kommen. Todesopfer forderte zuletzt ein Terroranschlag in der
Metro von St. Petersburg im April 2017. Die russischen Behdrden halten ihre Warnung vor Anschldgen aufrecht und
rufen weiterhin zu besonderer Vorsicht auf (AA 3.9.2019a, vgl. BMeiA 3.9.2019, GIZ 8.2019d). Trotz verscharfter
SicherheitsmaBnahmen kann das Risiko von Terrorakten nicht ausgeschlossen werden. Die russischen
Sicherheitsbehdrden weisen vor allem auf eine erhdéhte Gefahrdung durch Anschlage gegen 6ffentliche Einrichtungen
und gréRere Menschenansammlungen hin (Untergrundbahn, Bahnhofe und Zuge, Flughéafen etc.) (EDA 3.9.2019).

Russland tritt als Protagonist internationaler Terrorismusbekampfung auf und begrindet damit seinen Militareinsatz
in Syrien. Vom Beginn des zweiten Tschetschenienkriegs 1999 bis ins Jahr 2013 sah es sich mit 75 gréRBeren
Terroranschlagen auf seinem Staatsgebiet konfrontiert, die Hunderten Zivilisten das Leben kosteten. Verantwortlich
dafir war eine Uber Tschetschenien hinausgehende Aufstandsbewegung im Nordkaukasus. Die gewaltsamen
Zwischenfédlle am Stidrand der Russischen Féderation gingen 2014 um 46% und 2015 um weitere 51% zurtick. Auch im
Global Terrorism Index, der die Einwirkung des Terrorismus je nach Land misst, spiegelt sich diese Entwicklung wider.
Demnach stand Russland 2011 noch an neunter Stelle hinter mitteldstlichen, afrikanischen und stdasiatischen
Staaten, weit vor jedem westlichen Land. Im Jahr 2016 rangierte es dagegen nur noch auf Platz 30 hinter Frankreich
(Platz 29), aber vor GroRbritannien (Platz 34) und den USA (Platz 36). Nach der Militarintervention in Syrien Ende
September 2015 erklérte der sogenannte Islamische Staat (IS) Russland den Dschihad und Ubernahm die
Verantwortung fiir den Abschuss eines russischen Passagierflugzeugs tGber dem Sinai mit 224 Todesopfern. Seitdem ist
der Kampf gegen die Terrormiliz zu einer Parole russischer AuRBen- und Sicherheitspolitik geworden, auch wenn der
russische Militdreinsatz in Syrien gewiss nicht nur von diesem Ziel bestimmt ist, sondern die GroBmachtrolle Russlands
im Mittleren Osten starken soll. Moskau appelliert beim Thema Terrorbekdmpfung an die internationale Kooperation
(SWP 4.2017).

Eine weitere Tatergruppe ruckt in Russland ins Zentrum der Medienaufmerksamkeit, namlich Islamisten aus
Zentralasien. Die Zahl der Zentralasiaten, die beim sog. IS kampfen, wird auf einige tausend geschatzt
(Deutschlandfunk 28.6.2017).

1.4. Nordkaukasus

Die Menschenrechtsorganisation Memorial beschreibt in ihrem Bericht tGber den Nordkaukasus vom Sommer 2016
eindricklich, dass die Sicherheitslage fur gewdhnliche Burger zwar stabil ist, Aufstandische einerseits und Kritiker der
bestehenden Systeme sowie Meinungs- und Menschenrechtsaktivisten andererseits weiterhin repressiven



MalRnahmen und Gewalt bis hin zum Tod ausgesetzt sind (AA 13.2.2019). In internationalen sicherheitspolitischen
Quellen wird die Lage im Nordkaukasus mit dem Begriff ,,low level insurgency” umschrieben (SWP 4.2017).

Das Kaukasus-Emirat, das seit 2007 den islamistischen Untergrundkampf im Nordkaukasus koordiniert, ist seit Ende
2014 durch das Uberlaufen einiger Feldkommandeure zum sog. IS von Spaltungstendenzen erschittert und
geschwacht. Der IS verstarkte 2015 seine russischsprachige Propaganda in Internet-Foren wie Furat Media, ohne dass
die Behorden laut Nowaja Gazeta diesem Treiben grofBe Aufmerksamkeit widmeten. Am 23. Juni 2015 rief der IS-
Sprecher Muhammad al-Adnani ein ,Wilajat Kavkaz', eine ,Provinz Kaukasus', als Teil des IS-Kalifats aus. Es war ein
propagandistischer Akt, der nicht bedeutet, dass der IS in dieser Region militarisch prasent ist oder sie gar kontrolliert,
der aber den zunehmenden Einfluss dieser Terrormiliz auf die islamistische Szene im Nordkaukasus symbolisiert.
Zuvor hatten mehr und mehr ideologische und militérische Fihrer des Kaukasus-Emirats dem ,Kalifen’ Abu Bakr al-
Baghdadi die Treue geschworen und sich von al-Qaida abgewandt. Damit bestatigte sich im islamistischen Untergrund
im Nordkaukasus ein Trend, dem zuvor schon Dschihad-Netzwerke in Nordafrika, Jemen, Pakistan und Afghanistan
gefolgt waren (SWP 10.2015). Das rigide Vorgehen der Sicherheitskrafte, aber auch die Abwanderung islamistischer
Kampfer in die Kampfgebiete in Syrien und in den Irak, haben dazu gefuhrt, dass die Gewalt im Nordkaukasus in den
vergangenen Jahren deutlich zurtickgegangen ist. Innerhalb der extremistischen Gruppierungen verschoben sich in
den vergangenen Jahren die Sympathien zur regionalen Zweigstelle des sog. IS, die mittlerweile das Kaukasus-Emirat
praktisch vollstandig verdrangt hat. Dabei sorgt nicht nur Propaganda und Rekrutierung des sog. IS im Nordkaukasus
far Besorgnis der Sicherheitskrafte. So wurden Mitte Dezember 2017 im Nordkaukasus mehrere Kdmpfer getétet, die
laut Angaben des Anti-Terrorismuskomitees dem sog. IS zuzurechnen waren (OB Moskau 12.2018). Offiziell kimpfen
bis zu 800 erwachsene Tschetschenen fiur die Terrormiliz IS. Die Dunkelziffer durfte héher sein (DW 25.1.2018). 2018
erzielten die Strafverfolgungsbehdrden maRgebliche Erfolge, die Anzahl terroristisch motivierter Verbrechen wurde
mehr als halbiert. Sechs Terroranschldage wurden verhindert und insgesamt 50 Terroristen getdtet. In den
vergangenen Jahren hat sich die Hauptkonfliktzone von Tschetschenien in die Nachbarrepublik Dagestan verlagert, die
nunmehr als gewaltreichste Republik im Nordkaukasus gilt, mit der vergleichsweise hochsten Anzahl an
extremistischen Kampfern. Die Art des Aufstands hat sich jedoch gedndert: aus groRen kampferprobten
Gruppierungen wurden kleinere, im Verborgenen agierende Gruppen (OB Moskau 12.2018).

Ein Risikomoment fUr die Stabilitdt in der Region ist die Verbreitung des radikalen Islamismus. Wahrend in den
Republiken Inguschetien und Kabardino-Balkarien auf einen Dialog innerhalb der muslimischen Gemeinschaft gesetzt
wird, verfolgen die Republiken Tschetschenien und Dagestan eine konsequente Politik der Repression radikaler
Elemente (OB Moskau 12.2018).

Im Jahr 2018 sank die Gesamtzahl der Opfer des bewaffneten Konflikts im Nordkaukasus gegentiber 2017 um 38,3%,
und zwar von 175 auf 108 Personen. Von allen Regionen des Fdderationskreis Nordkaukasus hatte Dagestan im
vergangenen Jahr die groRte Zahl der Toten und Verwundeten zu verzeichnen; Tschetschenien belegte den zweiten
Platz. Im gesamten Nordkaukasus sind von Janner bis Juni 2019 mindestens 31 Menschen dem Konflikt zum Opfer
gefallen. Das ist fast die Halfte gegenliiber dem ersten Halbjahr 2018, als es mindestens 63 Opfer waren. In der ersten
Jahreshalfte 2019 umfasste die Zahl der Konfliktopfer 23 Tote und acht Verletzte. Zu den Opfern gehodren 22
mutmalliche Aufstandische und eine Exekutivkraft. Verwundet wurden sieben Exekutivkrafte und ein Zivilist. In den
ersten sechs Monaten des Jahres 2019 lag Kabardino-Balkarien mit der Zahl der erfassten Opfer, neun Tote und ein
Verletzter, an der Spitze. Als nachstes folgt Dagestan mit mindestens neun Toten, danach Tschetschenien mit zwei
getdteten Personen und vier Verletzten. In Inguschetien wurde eine Person getdtet und drei verletzt; im Gebiet
Stawropol wurden zwei Personen getttet. Dagestan ist fuhrend in der Anzahl der bewaffneten Vorfalle - mindestens
vier bewaffnete ZusammenstoRe fanden in dieser Republik in den ersten sechs Monaten des Jahres 2019 statt. Im
gleichen Zeitraum wurden in Kabardino-Balkarien drei bewaffnete Vorfalle registriert, zwei in Tschetschenien, einer in
Inguschetien und im Gebiet Stawropol. Seit Anfang dieses Jahres gab es in Karatschai-Tscherkessien und in
Nordossetien keine Konfliktopfer und bewaffneten Zwischenfalle mehr (Caucasian Knot 30.8.2019).

1.5. Tschetschenien

Als Epizentrum der Gewalt im Kaukasus galt lange Zeit Tschetschenien. Die Republik ist in der Topographie des
bewaffneten Aufstands mittlerweile aber zurlickgetreten; angeblich sind dort nur noch kleinere Kampfverbande aktiv.
Dafur kampfen Tschetschenen in zunehmender Zahl an unterschiedlichen Fronten aul3erhalb ihrer Heimat - etwa in
der Ostukraine sowohl auf Seiten pro-russischer Separatisten als auch auf der ukrainischen Gegenseite, sowie in



Syrien und im Irak (SWP 4.2015). In Tschetschenien konnte der Kriegszustand Gberwunden und ein Wiederaufbau
eingeleitet werden. In einem Prozess der ,Tschetschenisierung” wurde die Aufstandsbekampfung im zweiten
Tschetschenienkrieg an lokale Sicherheitskrafte delegiert, die sogenannten Kadyrowzy. Diese auf den ersten Blick

erfolgreiche Strategie steht aber kaum flr nachhaltige Befriedung (SWP 4.2017).

Im Jahr 2018 wurden in Tschetschenien mindestens 35 Menschen Opfer des bewaffneten Konflikts, von denen
mindestens 26 getdtet und neun weitere verletzt wurden. Unter den Opfern befanden sich drei Zivilisten (zwei getétet,
einer verletzt), elf Exekutivkrafte (drei getotet, acht verletzt) und 21 Aufstandische (alle getdtet). Im Vergleich zu 2017,
als es 75 Opfer gab, sank die Gesamtopferzahl 2018 um 53,3%. In der ersten Halfte des Jahres 2019 wurden in
Tschetschenien zwei Personen getdtet und vier verletzt (Caucasian Knot 30.8.2019). Seit Jahren ist im Nordkaukasus
nicht mehr Tschetschenien Hauptkonfliktzone, sondern Dagestan (OB Moskau 12.2018).

1.6. Dagestan

Die russische Teilrepublik Dagestan im Nordkaukasus gilt seit einigen Jahren als Brutstatte von Terrorismus. Mehr als
1.000 Kampfer aus dem Land sollen sich dem sog. Islamischen Staat in Syrien und im Irak angeschlossen haben.
Terroristen aus Dagestan sind auch in anderen Teilen Russlands und im Ausland aktiv. Viele Radikale aus Dagestan
sind auRerdem in den Nahen Osten ausgereist. In den Jahren 2013 und 2014 brachen ganze salafistische Familien
dorthin auf. Die russischen Behérden halfen den Radikalen damals sogar bei der Ausreise. Vor den Olympischen
Spielen in Sotschi wollte Russland moglichst viele Gefahrder loswerden. Nach Angaben der Sicherheitsbehérden
Dagestans Anfang 2017 kampften etwa 1.200 Manner aus Dagestan in den Reihen der Terrormiliz Islamischer Staat in
Syrien und im Irak. Mittlerweile werden Radikale, die sich terroristischen Organisationen im Ausland anschlieBen
wollen, von den russischen Behérden an der Ausreise gehindert und festgenommen, was die Terrorgefahr in Dagestan
erhoht (Deutschlandfunk 28.6.2017). Den russischen Sicherheitskraften werden schwere Menschenrechtsverletzungen
bei der Durchfihrung der Anti-Terror-Operationen in Dagestan vorgeworfen. Das teils brutale Vorgehen der
Sicherheitsdienste, gekoppelt mit der noch immer instabilen sozialwirtschaftlichen Lage in Dagestan, schafft wiederum
weiteren Nahrboden fir die Radikalisierung innerhalb der dortigen Bevodlkerung. So werden von den
Sicherheitskraften mitunter auch Imame verhaftet, die dem Salafismus anhangen sollen. Aus der Perspektive der
Sicherheitsdienste sollen ihre Moscheen als Rekrutierungsstatten fiir IS-Anhénger dienen, fir einen Teil der
muslimischen Bevélkerung stellen diese MaBnahmen jedoch ungebuhrliche Schikanen dar. Relativ haufig kommt es zu
ZusammenstodRen zwischen den Sicherheitskraften und Extremisten. Letztere gehorten bis vor einiger Zeit primar zum
2007 gegrindeten sogenannten Kaukasus-Emirat, bekundeten jedoch vermehrt ihre Loyalitat gegenliber dem sog. IS.
Auch operativ ist der sog. IS im Nordkaukasus in Erscheinung getreten. Einige Angriffe auf Polizisten bzw.
Polizeieinrichtungen wurden unter dem Deckmantel des IS ausgefihrt; im Dezember 2015 bekannte sich der sog. IS zu
einem Anschlag auf eine historische Festung in Derbent. Inwieweit der IS nach der territorialen Niederlage im Nahen
Osten entsprechende Ressourcen verschieben wird, um im Nordkaukasus weitere terroristische Umtriebe zu entfalten
oder die regionale Zweigstelle weiterhin zu Propagandazwecken nutzen wird, um seinen globalen Einfluss zu
unterstreichen, wird von den russischen Sicherheitskraften genau verfolgt werden (OB Moskau 12.2018).

Im Jahr 2018 gab es mindestens 49 Opfer des bewaffneten Konflikts in Dagestan, davon wurden 36 Personen getotet
und 13 verletzt. Die meisten getdteten Personen sind, wie 2017, unter den Aufstandischen zu finden, ndmlich 27. Von
den Exekutivkraften wurden drei getdtet und elf verletzt. Sechs Zivilisten wurden getdtet und zwei verletzt. Im
Vergleich zu 2017, als es 55 Opfer gab, sank die Gesamtopferzahl um 10,9%. In Dagestan gab es in der ersten Halfte
des Jahres 2019 neun getOtete Personen im Zuge des bewaffneten Konflikts (Caucasian Knot 30.8.2019).

Laut dem Leiter des dagestanischen Innenministeriums gab es bei der Bekampfung des Aufstands in Dagestan einen
Durchbruch . Die Aktivitaten der Gruppen, die in der Republik aktiv waren, sind seinen Angaben zufolge praktisch
komplett unterbunden worden. Nach acht Mitgliedern des Untergrunds, die sich Berichten zufolge im Ausland
verstecken, wird gefahndet. Trotzdem besteht laut Analysten und Journalisten weiterhin die Moglichkeit von
Anschlagen durch einzelne Tater (ACCORD 19.6.2019).

2. Rechtsschutz / Justizwesen

Es gibt in der Russischen Foderation Gerichte bezlglich Verfassungs-, Zivil-, Administrativ- und Strafrecht. Es gibt den
Verfassungsgerichtshof, den Obersten Gerichtshof, foderale Gerichtshéfe und die Staatsanwaltschaft. Die
Staatsanwaltschaft ist verantwortlich fur Strafverfolgung und hat die Aufsicht Uber die Rechtmaligkeit der Handlungen



von Regierungsbeamten. Strafrechtliche Ermittlungen werden vom Ermittlungskomitee geleitet (EASO 3.2017). Die
russischen Gerichte sind laut Verfassung unabhangig, allerdings kritisieren sowohl internationale Gremien (EGMR, EuR)
als auch nationale Organisationen (Ombudsmann, Menschenrechtsrat) regelmaBig Missstande im russischen
Justizwesen. Einerseits kommt es immer wieder zu politischen Einflussnahmen auf Prozesse, andererseits beklagen
viele Birger die schleppende Umsetzung von Urteilen bei zivilrechtlichen Prozessen (OB Moskau 12.2018). Der
Judikative mangelt es auch an Unabhangigkeit von der Exekutive, und berufliches Weiterkommen in diesem Bereich ist
an die Einhaltung der Praferenzen des Kremls gebunden (FH 4.2.2019).

In Strafprozessen kommt es nur sehr selten zu Freisprichen der Angeklagten. Laut einer Umfrage des Levada-
Zentrums Uber das Vertrauen der Bevolkerung in die staatlichen Institutionen Ende 2018 rangieren die Gerichte, die
Staatsanwaltschaft und die Polizei eher im unteren Bereich. 33% der Befragten zweifeln daran, dass man den
Gerichten vertrauen kann, 25% sind Uberzeugt, dass die Gerichte das Vertrauen der Bevolkerung nicht verdienen und
nur 28% geben an, ihnen zu vertrauen (OB Moskau 12.2018). Der Kampf der Justiz gegen Korruption steht mitunter im
Verdacht einer Instrumentalisierung aus wirtschaftlichen bzw. politischen Griinden (OB Moskau 12.2018, vgl. AA
13.2.2019). So wurde in einem aufsehenerregenden Fall der amtierende russische Wirtschaftsminister Alexei Ulyukayev
im November 2016 verhaftet und im Dezember 2017 wegen Korruptionsvorwirfen seitens des machtigen Leiters des
Rohstoffunternehmens Rosneft zu einer mehrjahrigen Haftstrafe verurteilt (OB Moskau 12.2018).

2010 ratifizierte Russland das 14. Zusatzprotokoll der Europaischen Menschenrechtskonvention (EMRK), das
Anderungen im Individualbeschwerdeverfahren vorsieht. Das 6. Zusatzprotokoll tiber die Abschaffung der Todesstrafe
ist zwar unterschrieben, wurde jedoch nicht ratifiziert. Der russische Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat jedoch das
Moratorium Uber die Todesstrafe im Jahr 2009 bis zur Ratifikation des Protokolls verlangert, so dass die Todesstrafe de
facto abgeschafft ist. Auch das Rdmer Statut des Internationalen Strafgerichtshofs wurde von Russland nicht ratifiziert.
Spannungsgeladen ist das Verhaltnis der russischen Justiz zu den Urteilen des EGMR. Moskau sieht im EGMR ein
politisiertes Organ, das die Souveranitit Russlands untergraben méchte (OB Moskau 12.2018). Im Juli 2015 stellte der
russische  Verfassungsgerichtshof klar, dass bei einer der russischen Verfassung widersprechenden
Konventionsauslegung seitens des EGMR das russische Rechtssystem aufgrund der Vorrangstellung des Grundgesetzes
gezwungen sein wird, auf die buchstdbliche Befolgung der Entscheidung des StralBburger Gerichtes zu verzichten.
Diese Position des Verfassungsgerichtshofs wurde im Dezember 2015 durch ein Foderales Gesetz unterstitzt, welches
dem VfGH das Recht einrdumt, Urteile internationaler Menschenrechtsinstitutionen nicht umzusetzen, wenn diese
nicht mit der russischen Verfassung in Einklang stehen (OB Moskau 12.2018, vgl. AA 13.2.2019, US DOS 13.3.2019). Der
russische Verfassungsgerichtshof zeigt sich allerdings um grundsatzlichen Einklang zwischen internationalen
gerichtlichen Entscheidungen und der russischen Verfassung bemiiht (OB Moskau 12.2018).

Am 10.2.2017 fallte das Verfassungsgericht eine Entscheidung zu Artikel 212.1 des Strafgesetzbuchs, der wiederholte
VerstoRBe gegen das Versammlungsrecht als Straftat definiert. Die Richter entschieden, die Abhaltung einer
Jhichtgenehmigten” friedlichen Versammlung allein stelle noch keine Straftat dar. Am 22.2.2017 Uberprifte das
Oberste Gericht das Urteil gegen den Aktivisten Ildar Dadin, der wegen seiner friedlichen Proteste eine Freiheitsstrafe
auf Grundlage von Artikel 212.1. erhalten hatte, und ordnete seine Freilassung an. Im Juli 2017 trat eine neue
Bestimmung in Kraft, wonach die Behérden Personen die russische Staatsburgerschaft aberkennen kdnnen, wenn sie
diese mit der ,Absicht” angenommen haben, die ,Grundlagen der verfassungsmaRigen Ordnung des Landes
anzugreifen”. NGOs kritisierten den Wortlaut des Gesetzes, der nach ihrer Ansicht Spielraum fir willkarliche
Auslegungen bietet (Al 22.2.2018).

Die Strafverfolgungs- oder Strafzumessungspraxis unterscheidet nicht nach Merkmalen wie ethnischer Zugehorigkeit,
Religion oder Nationalitdt. Es gibt jedoch Hinweise auf selektive Strafverfolgung, die auch sachfremd, etwa aus
politischen Grinden oder wirtschaftlichen Interessen, motiviert sein kann (AA 13.2.2019).

Repressionen Dritter, die sich gezielt gegen bestimmte Personen oder Personengruppen wegen ihrer ethnischen
Zugehorigkeit, Religion, Nationalitat oder Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe richten, dul3ern sich
hauptsachlich in homophoben, fremdenfeindlichen oder antisemitischen Straftaten, die von Seiten des Staates nur in
einer Minderheit der Falle zufriedenstellend verfolgt und aufgeklart werden (AA 13.2.2019).

2.1. Tschetschenien und Dagestan

Das russische foderale Recht gilt fur die gesamte Russische Foderation, einschlieBlich Tschetscheniens und Dagestans.



Neben dem russischen foderalen Recht spielen sowohl Adat als auch Scharia eine wichtige Rolle in Tschetschenien.
Republiksoberhaupt Ramzan Kadyrow unterstreicht die Bedeutung, die der Einhaltung des russischen Rechts
zukommt, verweist zugleich aber auch auf den Stellenwert des Islams und der tschetschenischen Tradition.

Das Adat ist eine Art Gewohnheitsrecht, das soziale Normen und Regeln festschreibt. Dem Adat-Recht kommt in
Zusammenhang mit der tschetschenischen Lebensweise eine maf3gebliche Rolle zu. Allgemein gilt, dass das Adat fur
alle Tschetschenen gilt, unabhangig von ihrer Clanzugehdrigkeit. Das Adat deckt nahezu alle gesellschaftlichen
Verhaéltnisse in Tschetschenien ab und regelt die Beziehungen zwischen den Menschen. Im Laufe der Jahrhunderte
wurden diese Alltagsregeln von einer Generation an die nachste weitergegeben. Das Adat ist in Tschetschenien in
Ermangelung einer Zentralregierung bzw. einer funktionierenden Gesetzgebung erstarkt. Daher dient das Adat als
Rahmen flr die gesellschaftlichen Beziehungen. In der tschetschenischen Gesellschaft ist jedoch auch die Scharia von
Bedeutung. Die meisten Tschetschenen sind sunnitische Muslime und gehdéren der sufistischen Glaubensrichtung des
sunnitischen Islams an [Anm. d. Staatendokumentation: fiir Informationen beziiglich Sufismus vgl.: OIF Monographien
(2013): Glaubensrichtungen im Islam]. Der Sufismus enthalt u. a. auch Elemente der Mystik. Eine sehr kleine Minderheit
der Tschetschenen sind Salafisten (EASO 9.2014). Scharia-Gerichtsbarkeit bildet am Sudrand der Russischen
Foderation eine Art ,alternativer Justiz“. Sie steht zwar in Widerspruch zur Gesetzgebung Russlands, wird aber, mit
Einverstandnis der involvierten Parteien, fir Rechtsprechung auf lokaler Ebene eingesetzt (SWP 4.2015). Somit herrscht
in Tschetschenien ein Rechtspluralismus aus russischem Recht, traditionellen Gewohnheitsrecht (adat) einschlieBlich
der Tradition der Blutrache und Scharia-Recht. Hinzu kommt ein Geflecht an Loyalitdten, das den Einzelnen bindet.
Nach Ansicht von Kadyrow stehen Scharia und traditionelle Werte Uber den russischen Gesetzen (AA 13.2.2019). Somit
bewegt sich die Republik Tschetschenien in Wirklichkeit auBerhalb der Gerichtsbarkeit des russischen Rechtssystems,
auch wenn sie theoretisch darunter fallt. Dies legt den Schluss nahe, dass sowohl Scharia als auch Adat zur
Anwendung kommen, und es unterschiedliche Auffassungen bezliglich der Frage gibt, welches der beiden Rechte
einen starkeren Einfluss auf die Gesellschaft austibt. Formal gesehen hat das russische foderale Recht Vorrang vor
Adat und Scharia (EASO 9.2014).

Die Sitte, Blutrache durch einen Blutpreis zu ersetzen, hat sich im letzten Jahrhundert in Tschetschenien weniger stark
durchgesetzt als in den anderen Teilrepubliken. Republiksoberhaupt Kadyrow féhrt eine widersprichliche Politik:
Einerseits spricht er sich offentlich gegen die Tradition der Blutrache aus und leitete 2010 den Einsatz von
Versdhnungskommissionen ein, die zum Teil mit Druck auf die Konfliktparteien einwirken, von Blutrache abzusehen.
Andererseits ist er selbst in mehrere Blutrachefehden verwickelt. Nach wie vor gibt es Clans, welche eine Ausséhnung
verweigern (AA 13.2.2019).

In Einklang mit den Prinzipien des Foderalismus ist das tschetschenische Parlament autorisiert, Gesetze innerhalb der
Zustandigkeit eines Foderationssubjektes zu erlassen. Laut Artikel 6 der tschetschenischen Verfassung Uberwiegt das
foderale Gesetz gegenuber dem tschetschenischen im Bereich der ausschlielichen Zustandigkeit der Foderalen
Regierung, wie beispielsweise Gerichtswesen und auswartige Angelegenheiten, aber auch bei geteilten Zustandigkeiten
wie Minderheitenrechten und Familiengesetzgebung. Bei Themen im Bereich der ausschlieBlichen Zustandigkeit der
Republik Gberwiegt das tschetschenische Gesetz. Die tschetschenische Gesetzgebung besteht aus einem Hochstgericht
und 15 Distrikt- oder Stadtgerichten, sowie Friedensgerichten, einem Militargericht und einem Schiedsgericht. Die
formale Qualitat der Arbeit der Judikative ist vergleichbar mit anderen Teilen der Russischen Foderation, jedoch wird
ihre Unabhangigkeit starker angegriffen als anderswo, da Kadyrow und andere lokale Beamte Druck auf Richter
austben (EASO 3.2017). So musste zum Beispiel im Mai 2016 der Vorsitzende des Obersten Gerichts Tschetscheniens
nach Kritik von Kadyrow zurlicktreten, obwohl die Ernennung/Entlassung der Richter grundsatzlich zu den foderalen
Kompetenzen fillt (OB Moskau 12.2018).

Die Bekampfung von Extremisten geht laut glaubwirdigen Aussagen von lokalen NGOs mit rechtswidrigen
Festnahmen, Sippenhaft, Kollektivstrafen, spurlosem Verschwinden, Folter zur Erlangung von Gestandnissen,
fingierten Straftaten, auBergerichtlichen Totungen und Geheimgefangnissen, in denen gefoltert wird, einher. Die
strafrechtliche Verfolgung der Menschenrechtsverletzungen ist unzureichend (AA 13.2.2019, vgl. OB Moskau 12.2018,
Al 22.2.2018, HRW 17.1.2019). Es gibt ein Gesetz, das die Verwandten von Terroristen zur Zahlung fur erfolgte Schaden
bei Angriffen verpflichtet. Menschenrechtsanwalte kritisieren dieses Gesetz als kollektive Bestrafung. Angehdrige von
Terroristen kdnnen auch aus Tschetschenien vertrieben werden (USDOS 13.3.2019). Recherchen oder Befragungen
von Opfern vor Ort durch NGOs sind nicht moglich; Regimeopfer missten mitsamt ihren Familien Tschetschenien



verlassen. Bestimmte Gruppen genieBen keinen effektiven Rechtsschutz (AA 13.2.2019), hierzu gehéren neben
Journalisten und Menschenrechtsaktivisten (OB Moskau 12.2018) auch Oppositionelle, Regimekritiker und Frauen,
welche mit den Wertvorstellungen ihrer Familie in Konflikt geraten, Angehorige der LGBTI-Gemeinde und diejenigen,
die sich mit Republiksoberhaupt Kadyrow bzw. seinem Clan angelegt haben. Auch Kinstler kénnen Beeintrachtigungen
ausgesetzt sein, wenn ihre Arbeit nicht im Einklang mit Linie oder Geschmack des Republiksoberhaupts steht.
Regimekritikern und Menschenrechtsaktivisten droht unter Umstanden Strafverfolgung aufgrund fingierter Straftaten
und physischen Ubergriffen bis hin zum Mord. Auch in diesen Féllen kann es zu Sippenhaft von Familienangehérigen
kommen. Im Fall des Menschenrechtsaktivisten und Leiter des Memorial-Buros in Tschetschenien Ojub Titijew, gegen
den strafrechtliche Ermittlungen wegen (wahrscheinlich fingierten) Drogenbesitzes laufen, wurde seitens Memorial
bekannt, dass Familienangehorige Tschetschenien verlassen mussten (AA 13.2.2019). Titijew wurde nach fast
anderthalb Jahren Gefangnis auf Bewahrung freigelassen (Al 10.6.2019).

In Bezug auf Vorladungen von der Polizei in Tschetschenien ist zu sagen, dass solche nicht an Personen verschickt
werden, die man verdachtigt, Kontakt mit dem islamistischen Widerstand zu haben. Solche Verdachtige wurden ohne
Vorwarnung von der Polizei mitgenommen, ansonsten waren sie gewarnt und hatten Zeit zu verschwinden (DIS
1.2015).

Auch in Dagestan hat sich der Rechtspluralismus - das Nebeneinander von russischem Recht, Gewohnheitsrecht (Adat)
und Scharia-Recht - bis heute erhalten. Mit der Ausbreitung des Salafismus im traditionell sufistisch gepragten
Dagestan in den 90er Jahren nahm auch die Einrichtung von Scharia-Gerichten zu. Grund fir die zunehmende und
inzwischen weit verbreitete Akzeptanz des Scharia-Rechts war bzw. ist u.a. das dysfunktionale und korrupte staatliche
Justizwesen, das in hohem MaRe durch Amterkauf und Bestechung gepragt ist. Die verschiedenen Rechtssphiren
durchdringen sich durchaus: Staatliche Rechtsschutzorgane und Scharia-Gerichte agieren nicht losgeldst voneinander,
sondern nehmen aufeinander Bezug. Auch die Blutrache wird im von traditionellen Clan-Strukturen gepragten
Dagestan angewendet. Zwar geht die Regionalregierung dagegen vor, doch sind nicht alle Clans bereit, auf die
Institution der Blutrache zu verzichten (AA 13.2.2019).

3. Sicherheitsbehoérden

Das Innenministerium (MVD), der Foderale Sicherheitsdienst (FSB), das Untersuchungskomitee und die
Generalstaatsanwaltschaft sind auf allen Regierungsebenen fur den Gesetzesvollzug zustandig. Der FSB ist mit Fragen
der Sicherheit, Gegenspionage und der Terrorismusbekdmpfung betraut, aber auch mit Verbrechens- und
Korruptionsbekdmpfung. Die nationale Polizei untersteht dem Innenministerium und ist in foderale, regionale und
lokale Einheiten geteilt. 2016 wurde die Foderale Nationalgarde gegriindet. Diese neue Exekutivbehérde steht unter
der Kontrolle des Prasidenten, der ihr Oberbefehlshaber ist. Inre Aufgaben sind die Sicherung der Grenzen gemeinsam
mit der Grenzwache und dem FSB, die Administrierung von Waffenbesitz, der Kampf gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalitat, der Schutz der offentlichen Sicherheit und der Schutz von wichtigen staatlichen
Einrichtungen. Weiters nimmt die Nationalgarde an der bewaffneten Verteidigung des Landes gemeinsam mit dem
Verteidigungsministerium teil. Zivile Behdrden halten eine wirksame Kontrolle Uber die Sicherheitskrafte aufrecht.
Obwohl es Mechanismen zur Untersuchung von Misshandlungen gibt, werden Misshandlungsvorwirfe gegen
Polizeibeamte nur selten untersucht und bestraft. Straffreiheit ist weit verbreitet (US DOS 13.3.2018), ebenso wie die
Anwendung UbermaRiger Gewalt durch die Polizei (FH 4.2.2019).

Nach dem Gesetz kdnnen Personen bis zu 48 Stunden ohne gerichtliche Zustimmung inhaftiert werden, wenn sie am
Schauplatz eines Verbrechens verhaftet werden, vorausgesetzt, es gibt Beweise oder Zeugen. Ansonsten ist ein
Haftbefehl notwendig. Verhaftete missen von der Polizei Uber ihre Rechte aufgeklart werden, und die Polizei muss die
Grunde fir die Festnahme dokumentieren. Der Verhaftete muss innerhalb von 24 Stunden einvernommen werden,
davor hat er das Recht, fir zwei Stunden einen Anwalt zu treffen. Im Allgemeinen werden die rechtlichen
Einschrankungen betreffend Inhaftierungen eingehalten, mit Ausnahme des Nordkaukasus (US DOS 13.3.2019).

Nach Uberzeugenden Angaben von Menschenrechtsorganisationen werden insbesondere sozial Schwache und
Obdachlose, Betrunkene, Auslander und Personen ,fremdldndischen” Aussehens Opfer von Misshandlungen durch
die Polizei und Untersuchungsbehdrden. Nur ein geringer Teil der Tater wird disziplinarisch oder strafrechtlich verfolgt.
Die im Februar 2011 in Kraft getretene Polizeireform hat bislang nicht zu splrbaren Verbesserungen in diesem Bereich
gefihrt (AA 13.2.2019).



Die zivilen Behdrden auf nationaler Ebene haben bestenfalls eine begrenzte Kontrolle Uber die Sicherheitskrafte in der
Republik Tschetschenien, die nur dem Chef der Republik, Kadyrow, unterstellt sind (US DOS 13.3.2019). Kadyrows
Macht wiederum grundet sich hauptsachlich auf die ihm loyalen Kadyrowzy. Diese wurden von Kadyrows Familie in der
Kriegszeit gegriindet; ihre Mitglieder bestehen hauptsachlich aus friheren Kdmpfern der Rebellen (EASO 3.2017). Vor
allem tschetschenische Sicherheitsbehérden kdnnen Menschenrechtsverletzungen straffrei begehen (HRW 7.2018, vgl.
Al 22.2.2018). Die Angaben zur zahlenmaRigen Starke tschetschenischer Sicherheitskrafte fallen unterschiedlich aus.
Auf Seiten des tschetschenischen Innenministeriums sollen in der Tschetschenischen Republik rund 17.000 Mitarbeiter
tatig sein. Diese Zahl durfte jedoch nach der Einrichtung der Nationalgarde der Foderation im Oktober 2016 auf 11.000
gesunken sein. Die Polizei hatte angeblich 9.000 Angehdrige. Die tUberwiegende Mehrheit von ihnen sind ethnische
Tschetschenen. Nach Angaben des Carnegie Moscow Center wurden die Reihen von Polizei und anderen
Sicherheitskraften mit ehemaligen tschetschenischen Separatisten aufgefillt, die nach der Machtibernahme von
Ramzan Kadyrow und dem Ende des Krieges in die Sicherheitskrafte integriert wurden. Bei der tschetschenischen
Polizei grassieren Korruption und Missbrauch, weshalb die Menschen bei ihr nicht um Schutz ansuchen. Die
Mitarbeiter des Untersuchungskomitees (SK) sind auch Uberwiegend Tschetschenen und stammen aus einem Pool von
Bewerbern, die hoher gebildet sind als die der Polizei. Einige Angehorige des Untersuchungskomitees versuchen,
Beschwerden Uber tschetschenische Strafverfolgungsbeamte zu untersuchen, sind jedoch ,ohnmachtig, wenn sie es
mit der tschetschenischen OMON [Spezialeinheit der Polizei] oder anderen, Kadyrow nahestehenden ,unantastbaren
Polizeieinheiten” zu tun haben” (EASO 3.2017).

Die regionalen Strafverfolgungsbehérden kdnnen Menschen auf der Grundlage von in ihrer Heimatregion erlassenen
Rechtsakten auch in anderen Gebieten der Russischen Féderation in Gewahrsam nehmen und in ihre Heimatregion
verbringen. Kritiker, die Tschetschenien aus Sorge um ihre Sicherheit verlassen mussten, fihlen sich haufig auch in
russischen GroRstadten vor Ramzan Kadyrow nicht sicher. Sicherheitskrafte, die Kadyrow zuzurechnen sind, sind auch
in Moskau prasent (AA 13.2.2019).

4, NGOs und Menschenrechtsaktivisten

Der russische Staat winscht sich, dass NGOs vor allem im sozialen Bereich tatig sind. Das Engagement in anderen,
politischen Aktivitaten, wird mit Misstrauen betrachtet (BTl 2018). Somit geraten inlandische und auslandische NGOs
zunehmend unter Druck. Auf Basis des sog. NGO-Gesetzes aus 2012 werden russische NGOs, die politisch aktiv sind
und aus dem Ausland Finanzmittel erhalten, in ein vom Justizministerium geflhrtes Register ,auslandischer Agenten”
eingetragen. Die davon betroffenen NGOs haben verstarkte Berichtspflichten gegeniiber dem Justizministerium und
mussen alle Publikationen mit der Kennzeichnung ,auslandischer Agent” markieren (6B Moskau 12.2018, vgl. GIZ
5.2019a, AA 13.2.2019, FH 4.2.2019, BTI 2018). Die Bezeichnung als ,Agent” provoziert unter der russischen
Bevolkerung eine negative Konnotation mit den Tatigkeiten dieser NGOs im Sinne von Spionagetétigkeiten (OB Moskau
12.2018, vgl. FH 4.2.2019). Organisationen, die sich nicht eintragen lassen, haben mit hohen Geldstrafen zu rechnen
bzw. kénnen aufgelést werden (OB Moskau 12.2018, vgl. FH 4.2.201). 2016 wurde die NGO Agora, eine Vereinigung von
Menschenrechtsanwalten, als erste Organisation aufgrund von Nichtbefolgung des NGO-Gesetzes aufgeldst. Von einer
strafrechtlichen Verfolgung der Leiterin einer NGO fur die Belange von Frauen in Sudrussland wurde im Juli 2017
abgesehen. Bereits im Marz 2015 wurde durch eine gesetzliche Anderung die Méglichkeit geschaffen, Organisationen
aus dem Register zu streichen, wenn sie nachweisen kdnnen, keine auslandischen Finanzmittel mehr zu erhalten (6B
Moskau 12.2018). Nach langen Protesten sowohl russischer als auch internationaler Organisationen wurde das NGO-
Gesetz von der Duma Uberarbeitet. Weiters wurden im Zuge der Gesetzesanpassung wohltatige Organisationen vom
NGO-Gesetz ausgenommen (OB Moskau 12.2018). In der Folge wurden zahlreiche Organisationen aus dem Register
der auslandischen Agenten gestrichen (OB Moskau 12.2018, vgl. Al 22.2.2018, FH 4.2.2019). Gegen Ende 2018 waren
beim Justizministerium 73 Gruppen als "ausldndische Agenten" eingestuft (FH 4.2.2019). Um der auslandischen
Finanzierung russischer NGOs entgegenzuwirken, werden seit einigen Jahren sogenannte prasidentielle Subventionen
vergeben. 2017 wurden auf diesem Weg rund 2,25 Mrd. Rubel (ca. 31,5 Mio. Euro) an Organisationen verteilt,
groltenteils an jene mit patriotischer bzw. sozialer Ausrichtung, in einigen Fallen erhielten auch als auslandische
Agenten deklarierte Einrichtungen staatliche Zuwendungen (OB Moskau 12.2018).

Im Mai 2015 wurde ein Gesetz angenommen, um die Tatigkeit von auslandischen oder internationalen
Nichtregierungsorganisationen, die eine Bedrohung fur die verfassungsmaRigen Grundlagen , fur die
Verteidigungsfahigkeit des Landes oder die Sicherheit des Staates darstellen, auf dem Territorium der Russischen



Féderation fur unerwiinscht zu erkldren (OB Moskau 12.2018, vgl. FH 4.2.2019, BTI 2018). Die Klassifizierung als
unerwulnschte Organisation zieht ein Ver

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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